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Allgemeine Einkaufsbedingungen 
 

der Firma CTS GmbH, 
Lotzenäcker 21, 

72379 Hechingen 
 

Stand: 11.02.2025 
 

 
§ 1 

 
Geltungsbereich 
 
(1) Für alle Angebote, Bestellungen, Lieferungen und Leistungen von Lieferanten von Waren 

oder Dienstleistungen (nachstehend "Lieferant") gelten ausschließlich die nachstehenden 
Allgemeinen Einkaufsbedingungen (nachstehend "EKB"). 

 
(2) Anderslautende, den nachstehenden EKB entgegenstehende Geschäftsbedingungen des 

Lieferanten erkennen wir nicht an und wir widersprechen ihnen im Voraus, es sei denn, wir 
stimmen diesen ausdrücklich schriftlich zu. Unsere EKB gelten auch dann, wenn wir in 
Kenntnis entgegenstehender oder von unseren EKB abweichender Geschäftsbedingungen 
des Lieferanten die Ware oder Leistung des Lieferanten vorbehaltlos annehmen, bezahlen 
und den entgegenstehenden oder von unseren EKB abweichenden Geschäftsbedingungen 
nicht ausdrücklich widersprechen. 

 
(3) Nachstehende EKB gelten nur gegenüber Unternehmern im Sinne des § 14 BGB, juristi-

schen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen Sondervermögen. 
 
(4) Nachstehende EKB gelten bei ständigen Geschäftsbeziehungen zwischen uns und dem Lie-

feranten auch ohne erneuten ausdrücklichen Hinweis für künftige Bestellungen. 
 

(5) Die EKB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/oder die Lieferung be-
weglicher Sachen (nachstehend „Ware“ genannt), ohne Rücksicht darauf, ob der Lieferant 
die Ware selbst herstellt oder bei Zulieferern einkauft (§§ 433, 650 BGB). Sofern nichts 
anderes vereinbart, gelten die EKB in der zum Zeitpunkt der Bestellung des Lieferanten 
gültigen bzw. jedenfalls in der dem Lieferanten zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung 
als Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem 
Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten. 

 
(6) Änderungen oder Ergänzungen dieser EKB sind nur verbindlich, wenn sie von uns schrift-

lich bestätigt werden. 
 

(7) Alle Vereinbarungen, die zwischen uns und dem Lieferanten zwecks Ausführung eines 
Vertrages getroffen werden, sind in einem Vertrag schriftlich niederzulegen. 

 
(8) Individuelle Vereinbarungen (z. B. Rahmenlieferverträge, Qualitätssicherungsvereinbarun-

gen) und Angaben in unserer Bestellung haben Vorrang vor den EKB. Handelsklauseln 
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sind im Zweifel gemäß den von der Internationalen Handelskammer in Paris (ICC) heraus-
gegebenen Incoterms® in der bei Vertragsschluss gültigen Fassung auszulegen. 

 
(9) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Lieferanten in Bezug auf den Vertrag (z. 

B. Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung), sind schriftlich abzugeben. 
Schriftlichkeit im Sinne dieser EGB schließt Schrift- und Textform (z. B. Brief, E-Mail, 
Telefax) ein. Gesetzliche Formvorschriften und weitere Nachweise insbesondere bei Zwei-
feln über die Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt. 

 
(10) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. 

Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit 
sie in diesen EKB nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

 
§ 2 

 
Vertragsabschluss und Vertragsänderung 
 
(1) Die Erstellung von Angeboten und Kostenvoranschlägen durch den Lieferanten ist für uns 

kostenlos und unverbindlich. 
 

(2) Angebote an uns müssen alle relevanten Angaben, die für eine qualitative, technische und 
preisliche Beurteilung notwendig sind, enthalten. 

 
(3) Lieferverträge (Bestellung und Annahme) und Lieferabrufe sowie ihre Änderungen und 

Ergänzungen bedürfen der Schriftform; mündliche und telefonische Bestellungen bedürfen 
zu ihrer Rechtsverbindlichkeit unserer schriftlichen Bestätigung des Lieferanten; dies gilt 
auch für den Fall der nachträglichen Abänderung bereits erfolgter Bestellungen. 

 
(4) Auf offensichtliche Irrtümer (z. B. Schreib- und Rechenfehler) und Unvollständigkeiten der 

Bestellung einschließlich der Bestellunterlagen hat uns der Lieferant zum Zwecke der Kor-
rektur bzw. Vervollständigung vor Annahme hinzuweisen; ansonsten gilt der Vertrag als 
nicht geschlossen. 

 
(5) Eine von unserer Bestellung abweichende Bestätigung des Lieferanten stellt ein neues An-

gebot dar, welches unserer erneuten schriftlichen Einwilligung bedarf. 
 

(6) Die Schriftform wird auch durch Datenfernübertagung oder E-Mail erfüllt. 
 
(7) Wird die Bestellung oder der Lieferabruf nicht innerhalb von 5 Arbeitstagen nach Zugang 

beim Lieferanten von diesem schriftlich bestätigt, sind wir zum Widerruf der Bestellung 
berechtigt, ohne dass uns hierfür Kosten in Rechnung gestellt werden. 

 
(8) Lieferabrufe im Rahmen einer Bestell- und Abrufplanung werden verbindlich, wenn der 

Lieferant nicht binnen 5 Arbeitstagen seit Zugang widerspricht. 
 
(9) Wir können vom Lieferanten im Rahmen der Zumutbarkeit Änderungen der Vertragsge-

genstände in Qualität, Menge, Konstruktion und Ausführung verlangen. Dabei sind Aus-
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wirkungen, insbesondere hinsichtlich der Mehr- und Minderkosten sowie hinsichtlich der 
Liefertermine, angemessen einvernehmlich zu regeln.  

 
(10) An Abbildungen, Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen Unterlagen behalten wir uns 

Eigentums- und Urheberrechte vor; sie dürfen Dritten ohne unsere ausdrückliche schriftli-
che Zustimmung nicht zugänglich gemacht werden. Sie sind ausschließlich für die Ferti-
gung auf Grund unserer Bestellung zu verwenden; nach Abwicklung der Bestellung sind 
sie uns unaufgefordert zurückzugeben. Dritten gegenüber sind sie geheim zu halten, inso-
weit gilt ergänzend die Regelung von § 15. 

 
§ 3 

 
Transport, Verpackung und Gefahrtragung, Eigentumsvorbehalt 
 
(1) Der Lieferant ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung nicht berechtigt, die von 

ihm geschuldete Leistung durch Dritte (z. B. Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der 
Verkäufer trägt das Beschaffungsrisiko für seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall et-
was anderes vereinbart ist (z. B. Beschränkung auf Vorrat). 
 

(2) Der Transport von Ware erfolgt auf Kosten und Gefahr des Lieferanten frei vereinbartem 
Ort der Anlieferung. Sollte ausnahmsweise unfreie Lieferung vereinbart werden, so über-
nehmen wir nur die günstigsten Frachtkosten, es sei denn, wir haben eine bestimmte Art 
der Versendung vorgeschrieben. 

 
(3) Die Lieferungen sind mit dem von uns bestimmten Frachtunternehmen auszuführen, falls 

ausnahmsweise nicht „frei Haus“ vereinbart ist. 
 

(4) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware geht 
unabhängig von der Kostentragung erst nach Ablieferung und, sofern vereinbart, Abnahme 
der Ware oder Leistung bei der vereinbarten Anlieferstelle auf uns über. Auch im Übrigen 
gelten bei einer Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkvertragsrechts entspre-
chend. 

 
(5) Der Lieferung ist ein Lieferschein beizulegen. In den Versandanzeigen, Lieferscheinen, 

Frachtbriefen, Rechnungen und sonstiger Korrespondenz zwischen uns und dem Lieferan-
ten sind jeweils Datum (im Falle des Lieferscheins und der Versandanzeige mit Ausstel-
lung und Versand), unsere Bestellnummer, unsere Artikelnummer, Anzahl sowie die 
Artikelnummer des Lieferanten und die Materialchargen-Nummer des Lieferanten anzuge-
ben. Unterlässt der Lieferant dies oder fehlt der Lieferschein, so sind die dadurch entste-
henden Verzögerungen in der Bearbeitung nicht von uns zu vertreten. 

 
(6) Durch eventuell auftretende Verzögerungen, insbesondere Stand- und Wartezeiten, die 

nicht durch uns vertreten sind, geraten wir nicht in Annahmeverzug. 
 

(7) Wir können Verpackungsmaterial an den Lieferanten zurückgeben. 
 

(8) Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (Weiterverarbeitung) von beigestellten 
Gegenständen durch den Lieferanten wird für uns vorgenommen. Das gleiche gilt bei Wei-
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terverarbeitung der gelieferten Ware durch uns, so dass wir als Hersteller gelten und spätes-
tens mit der Weiterverarbeitung nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften Eigentum am 
Produkt erwerben. 

 
(9) Mit Gefahrübergang geht das Eigentum an der Ware auf uns über. Die Übereignung der 

Ware erfolgt unbedingt und ohne Rücksicht auf die Zahlung der entsprechenden Vergü-
tung. Nehmen wir jedoch im Einzelfall ein durch die Kaufpreiszahlung bedingtes Angebot 
des Lieferanten auf Übereignung an, erlischt der Eigentumsvorbehalt des Lieferanten spä-
testens mit Kaufpreiszahlung für die gelieferte Ware. Wir bleiben im ordnungsgemäßen 
Geschäftsgang auch vor Kaufpreiszahlung zur Weiterveräußerung der Ware unter Voraus-
abtretung der hieraus entstehenden Forderung ermächtigt (hilfsweise Geltung des einfachen 
und auf den Weiterverkauf verlängerten Eigentumsvorbehalts). Ausgeschlossen sind damit 
jedenfalls alle sonstigen Formen des Eigentumsvorbehalts, insbesondere der erweiterte, der 
weitergeleitete und der auf die Weiterverarbeitung verlängerte Eigentumsvorbehalt. 

 
§ 4 

 
Preise und Zahlungsbedingungen 
 
(1) Der in der Bestellung ausgewiesene Preis ist bindend. Die vereinbarten Preise sind Fest-

preise einschließlich aller Leistungen und Nebenleistungen des Lieferanten wie der Kosten 
für Montage, Einbau, Transport, Verpackung, Verzollung, Transport- und Haftpflichtversi-
cherung sowie sonstiger Nebenkosten. Dies schließt nachträgliche Preiserhöhungen des 
Lieferanten, gleich aus welchem Grund, aus, es sei denn, wir hätten einer solchen Preiser-
höhung schriftlich zugestimmt. Die gesetzliche Mehrwertsteuer ist im Preis enthalten. 
 

(2) Die Rechnung ist an unsere E-Mail-Adresse invoice@cts-umweltsimulation.de] oder auf 
dem Postweg an unsere aufgedruckte Anschrift zu richten. Sie darf einer Sendung nicht 
beigefügt werden. 

 
(3) Von der Lieferung oder Leistung abweichende Rechnungen des Lieferanten gelten erst 

vom Zeitpunkt ihrer Korrektur in eine ordnungsgemäße Rechnung als bei uns eingegangen. 
 

(4) Rechnungen können wir nur bearbeiten, wenn diese prüffähig sind und – entsprechend den 
Vorgaben in unserer Bestellung – die dort ausgewiesene Bestell- und Artikelnummer ange-
ben; für alle wegen Nichteinhaltung dieser Verpflichtung entstehenden Folgen ist der Lie-
ferant verantwortlich, soweit er nicht nachweist, dass er diese nicht zu vertreten hat. 

 
(5) Hat der Lieferant die Aufstellung oder die Montage übernommen, so trägt der Lieferant 

vorbehaltlich abweichender Regelungen alle erforderlichen Nebenkosten wie beispielswei-
se Reisekosten, Bereitstellung des Werkzeugs sowie Auslösungen. 

 
(6) Zahlungen unsererseits bedeuten keine Anerkennung der Lieferung oder Leistung als ver-

tragsgemäß. 
 
(7) Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 30 Kalendertagen ab vollständiger Lieferung und 

Leistung (einschließlich einer ggf. vereinbarten Abnahme) sowie Zugang einer ordnungs-
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gemäßen Rechnung zur Zahlung fällig. Wenn wir Zahlung innerhalb von 14 Kalendertagen 
leisten, gewährt uns der Lieferant 3% Skonto auf den Nettobetrag der Rechnung.  

 
(8) Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen Vor-

schriften. 
 
(9) Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede des nicht erfüllten Vertrages 

stehen uns in gesetzlichem Umfang zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fällige Zahlungen 
zurückzuhalten, solange uns noch Ansprüche aus unvollständigen oder mangelhaften Leis-
tungen gegen den Lieferanten zustehen. 

 
(10) Der Lieferant hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur wegen rechtskräftig 

festgestellter oder unbestrittener Gegenforderungen. 
 

(11) Im Fall der Zahlung durch Banküberweisung kommt es für die Rechtzeitigkeit der Zahlung 
alleine darauf an, dass der Überweisungsauftrag innerhalb der Zahlungsfrist beim Empfän-
ger bzw. unserer Bank eingeht; für Verzögerungen durch die am Zahlungsvorgang beteilig-
ten Banken sind wir nicht verantwortlich. 

 
§ 5 

 
Lieferzeit 
 
(1) Vereinbarte Liefertermine sind verbindlich. Verzug tritt ohne Mahnung ein. Maßgeblich 

für die Einhaltung ist im Falle von Warenlieferungen deren Eingang am Anlieferort, im 
Falle von Lieferungen mit Montage sowie von Leistungen deren Abnahme durch uns. 
 

(2) Erbringt der Lieferant seine Leistung nicht oder nicht innerhalb der vereinbarten Lieferzeit 
oder kommt er in Verzug, sind wir unbeschadet weitergehender gesetzlicher Regelungen 
nach unserer Wahl berechtigt, nach Verstreichen einer angemessenen Nachfrist vom Ver-
trag zurückzutreten, uns von dritter Seite Ersatz zu beschaffen und/oder Schadensersatz 
wegen Nichterfüllung zu verlangen. Die Regelungen im nachfolgenden Abs. (3) bleiben 
unberührt. Wir haben Anspruch auf Ersatz aller Mehrkosten, die uns durch vom Lieferan-
ten zu vertretende verspätete Lieferungen oder Leistungen entstehen. Die Annahme der 
verspäteten Lieferung oder Leistung enthält keinen Verzicht auf Ersatzansprüche. 

 
(3) Hält der Lieferant den vereinbarten Liefertermin nicht ein, sind wir außerdem berechtigt, 

für jede angefangene Kalenderwoche der Lieferverzögerung 1 %, höchstens jedoch 5 % des 
Nettobestellwertes als Vertragsstrafe zu verlangen. Die Verwirkung der Vertragsstrafe 
schließt die Geltendmachung eines weitergehenden Schadens unter Anrechnung der Ver-
tragsstrafe nicht aus. Nehmen wir die Ware oder Leistung trotz der Verzögerung an, kön-
nen wir die Vertragsstrafe verlangen, ohne uns dieses Recht bei der Annahme vorbehalten 
zu haben. Dem Lieferanten bleibt der Nachweis eines geringeren Schadens oder der Nach-
weis des Nichtentstehens eines Schadens unbenommen. 

 
(4) Mehr- oder Minderlieferungen sowie Teil- und Vorauslieferungen haben wir nur nach aus-

drücklicher schriftlicher Vereinbarung zu akzeptieren. Sofern Teillieferungen vereinbart 
sind, ist bei Teillieferungen die jeweils noch ausstehende Restmenge anzugeben. 
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(5) Erkennt der Lieferant, dass es zu Lieferverzögerungen kommen kann, die einer Einhaltung 

des verbindlichen Liefertermins entgegenstehen, hat er uns dies unverzüglich unter Angabe 
der Gründe und der voraussichtlichen Dauer der Verzögerung schriftlich anzuzeigen. 

 
(6) Wir behalten uns vor, aus betrieblichen Gründen die Menge bestellter Lieferungen zu än-

dern oder die zeitweilige Aussetzung geplanter Lieferungen anzuordnen. 
 
(7) Bei einer früheren Anlieferung als vereinbart sind wir berechtigt, die Leistung abzulehnen 

oder die Ware an den Lieferanten auf dessen Kosten und Gefahr zurück zu senden. Erfolgt 
keine Rücksendung, so lagern wir die Ware bei uns auf Kosten und Gefahr des Lieferanten. 
Hinsichtlich der Zahlung ist der vereinbarte Liefertermin maßgeblich. 

 
§ 6 

 
Höhere Gewalt 
 
(1) Fälle höherer Gewalt, insbesondere, jedoch nicht abschließend, Aufruhr, Streik, Krieg, 

Flut, Aussperrung, Feuer, Epidemien, Pandemien, Seuchen, Beschlagnahme, Boykott, 
rechtliche oder behördliche Verfügungen und Beschränkungen und sonstige, von außen 
kommende, unvorhersehbare, außergewöhnliche Ereignisse, die auch durch äußerste Sorg-
falt nicht verhütet werden können und den Lieferanten betreffen, dessen Lieferpflichten 
unmöglich machen und nicht vom Lieferanten zu vertreten sind, verlängern die Liefer-
pflichten um die Dauer des Vorliegens der Fälle oder Ereignisse, sofern der Lieferant sei-
ner Lieferpflicht trotz zumutbarer Maßnahmen nicht nachkommen kann. 

 
(2) Der Lieferant ist verpflichtet, uns unverzüglich von dieser Verzögerung schriftlich in 

Kenntnis zu setzen einschließlich einer Beschreibung des Grundes für das Ereignis, einer 
Abschätzung der Dauer der Verzögerung sowie einer Darlegung hinsichtlich der Abhilfe-
maßnahmen, die zur Wiederaufnahme der Leistung unternommen werden und etwaiger 
einstweiliger Zuteilungspläne des Lieferanten für die Lieferung der Ware während des 
Verzögerungszeitraums. 
 

(3) In Fällen des vorstehenden Abs. (1) sind wir berechtigt, nach Setzung einer angemessenen 
Frist vom Vertrag ganz oder teilweise zurückzutreten. 
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§ 7 

 
Gewährleistung, Eingangskontrolle, Qualitätssicherung und Rüge 
 
(1) Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die gesetzlichen Vorschrif-

ten (§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe: Unsere Untersuchungspflicht beschränkt 
sich auf Mängel, die bei unserer Wareneingangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung 
einschließlich der Lieferpapiere offen zu Tage treten (z. B. Transportbeschädigungen, 
Falsch- und Minderlieferung) oder bei unserer Qualitätskontrolle im Stichprobenverfahren 
erkennbar sind. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, besteht keine Untersuchungspflicht. 
Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine Untersuchung unter Berücksichtigung der 
Umstände des Einzelfalls nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Unsere Rüge-
pflicht für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. 

 
(2) Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Lieferant insbesondere dafür, dass die Ware 

bei Gefahrübergang auf uns die vereinbarte Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung über die 
Beschaffenheit gelten jedenfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die – insbesondere 
durch Bezeichnung oder Bezugnahme in unserer Bestellung – Gegenstand des jeweiligen 
Vertrages sind oder in gleicher Weise wie diese EKB in den Vertrag einbezogen wurden. 
Es macht dabei keinen Unterschied, ob die Produktbeschreibung von uns, vom Lieferanten 
oder vom Hersteller stammt. 

 
(3) Bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen digitalen Inhalten schuldet der Lieferant 

die Bereitstellung und Aktualisierung der digitalen Inhalte jedenfalls insoweit, als sich dies 
aus einer Beschaffenheitsvereinbarung gem. vorstehend Abs. (2) oder sonstigen Produktbe-
schreibungen des Herstellers oder in seinem Auftrag, insbes. im Internet, in der Werbung 
oder auf dem Warenetikett, ergibt. 

 
(4) Als Vereinbarung über die Beschaffenheit gelten darüber hinaus insbesondere unsere Ge-

nehmigungen im Vorfeld gelieferter Proben, Muster, Beschreibungen oder anderer Beispie-
le von Waren sowie diejenigen Spezifikationen und Produktbeschreibungen, die – z. B. 
durch Bezeichnung oder Bezugnahme in unserer Bestellung – Gegenstand des Vertrages 
sind. 

 
(5) Der Lieferant garantiert, dass die gelieferten Produkte oder Leistungen den zur Zeit der 

Lieferung gebotenen Qualitäts- und Sicherheitsstandards entsprechen. Änderungen müssen 
wir vor der Lieferung der Produkte und Leistungen zustimmen. 

 
(6) Zu einer Untersuchung der Ware oder besonderen Erkundigungen über etwaige Mängel 

sind wir bei Vertragsschluss nicht verpflichtet. Teilweise abweichend von § 442 Abs. (1) S. 
2 BGB stehen uns Mängelansprüche daher uneingeschränkt auch dann zu, wenn uns der 
Mangel bei Vertragsschluss infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. 

 
(7) Liegt ein Mangel vor, trägt der Lieferant unbeschadet sonstiger und weitergehender An-

sprüche auch die Kosten der Prüfung und der Feststellung des Mangels.  
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(8) Im Falle von Ersatzlieferungen beginnt die Sachmängelhaftungsfrist für das ersetzte Teil 
von neuem.  

 
(9) Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Regelungen in Abs. (1) gilt: Kommt der 

Lieferant dem Verlangen zur Nacherfüllung – nach unserer Wahl durch Beseitigung des 
Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) 
– nicht unverzüglich, spätestens jedoch nach 7 Arbeitstagen, nach oder kann er sie nicht 
ausführen, so sind wir berechtigt, den Mangel selbst zu beseitigen und vom Lieferanten Er-
satz der hierfür erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vorschuss ver-
langen (Selbstvornahme), vom Vertrag zurückzutreten und/oder Schadensersatz statt der 
Leistung zu verlangen sowie die Ware auf Gefahr und Kosten des Lieferanten an diesen zu-
rückzuschicken. 

 
(10) Ist die Nacherfüllung durch den Lieferanten fehlgeschlagen oder für uns unzumutbar (z. B. 

wegen besonderer Dringlichkeit, Gefährdung der Betriebssicherheit oder drohendem Ein-
tritt unverhältnismäßiger Schäden) bedarf es für die Selbstvornahme keiner Fristsetzung; 
von derartigen Umständen werden wir den Verkäufer unverzüglich, nach Möglichkeit vor-
her, unterrichten. Wir sind in diesen Fällen auch berechtigt, uns mangelfreie Waren oder 
Leistungen bei Dritten zu beschaffen (Ersatzbeschaffung). Der Lieferant trägt die für die 
Selbstvornahme oder Ersatzbeschaffung erforderlichen Kosten. 

 
(11) Nicht vertragsgemäß gelieferte Ware dürfen wir auf Kosten und Gefahr des Lieferanten 

zurücksenden. 
 
(12) Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der erneute Einbau, 

sofern die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere Sache ein-
gebaut oder an eine andere Sache angebracht wurde, bevor der Mangel offenbar wurde; un-
ser gesetzlicher Anspruch auf Ersatz entsprechender Aufwendungen (Aus- und 
Einbaukosten) bleibt unberührt. Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung erforder-
lichen Aufwendungen, insbesondere Prüf-, Transport-, Reise-, Arbeits-, Materialkosten und 
Kosten für eine den üblichen Umfang übersteigende Eingangskontrolle sowie ggf. Aus- 
und Einbaukosten, trägt der Lieferant auch dann, wenn sich herausstellt, dass tatsächlich 
kein Mangel vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem Mängelbeseiti-
gungsverlangen bleibt unberührt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir erkannt oder 
grob fahrlässig nicht erkannt haben, dass kein Mangel vorlag. 

 
(13) Wird aufgrund eines Serienfehlers der Austausch einer ganzen Serie von Liefergegenstän-

den oder unseren Produkten, in die Liefergegenstände eingebaut sind, erforderlich, etwa 
weil eine Fehleranalyse im Einzelfall unwirtschaftlich, nicht möglich oder nicht zumutbar 
ist, ersetzt uns der Lieferant die Kosten auch hinsichtlich des Teils der betroffenen Serie, 
der technisch keinen Mangel aufweist. 

 
(14) Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel nach den gesetzlichen Vorschrif-

ten zur Minderung des Kaufpreises oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Außerdem 
haben wir nach den gesetzlichen Vorschriften Anspruch auf Schadens- und Aufwendungs-
ersatz. 
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(15) Der Lieferant ist zu einer produktionsbegleitenden Qualitätskontrolle und zur Durchfüh-
rung einer Warenausgangskontrolle verpflichtet und hat seine Lieferungen entsprechend 
umfassend auf ihre Qualität hin zu überprüfen. 

 
(16) Der Lieferant hat eine nach Art und Umfang geeignete, dem neuesten Stand der Technik 

entsprechende Qualitätssicherung durchzuführen und uns diese nach Aufforderung nach-
zuweisen. Der Lieferant wird mit uns, soweit wir dies für erforderlich halten, eine entspre-
chende Qualitätssicherungsvereinbarung schließen. Der Lieferant erstellt angemessene 
Kontroll- und Prüfberichte, die sich auf die Auftragsproduktion beziehen, und bewahrt die-
se Unterlagen für einen Zeitraum von 10 (zehn) Jahren nach Erfüllung dieses Auftrages 
auf, sofern wir nichts anderes bestimmen; er stellt uns diese Unterlagen auf Verlangen zur 
Verfügung. Der Lieferant gewährt uns im erforderlichen Umfang und nach vorheriger Ab-
sprache Zutritt zu seinen Betriebsstätten zum Zwecke des Qualitätsaudits. 

 
(17) Die Verjährung von Sachmängelhaftungsansprüchen beträgt 36 Monate, gerechnet ab Ge-

fahrenübergang, soweit nicht die zwingenden Bestimmungen der §§ 438, 634a BGB ein-
greifen. Sie verlängert sich jeweils um denselben Zeitraum, wenn wir von unseren Kunden 
zu längeren Sachmängelhaftungsfristen verpflichtet werden. Werden wir von unseren Kun-
den zu längeren Sachmängelhaftungsfristen verpflichtet, verpflichtet sich der Lieferant, 
diese nach unserem schriftlichen Hinweis ebenfalls zu akzeptieren.  

 
(18) Bei Zahlungsunfähigkeit, Verdacht der Zahlungsunfähigkeit oder Insolvenz des Lieferanten 

sind wir berechtigt, eine angemessene Sicherheit, mindestens jedoch 10 % des vereinbarten 
Preises, bis zum Ablauf der Verjährungsfrist für Gewährleistungsansprüche einzubehalten. 

 
(19) Der Lieferant tritt seine Gewährleistungsansprüche gegen seine Vorlieferanten an uns ab. 

Hiermit nehmen wir diese Abtretung an. Wir sind berechtigt, diese Abtretung bei Insolvenz 
des Lieferanten offen zu legen. Außerdem sind wir berechtigt, für den zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht erfüllten Lieferumfang von den Bestellungen zurückzutreten. 

 
(20) Unsere gesetzlich bestimmten Aufwendungs- und Regressansprüche innerhalb einer Lie-

ferkette (Lieferantenregress gem. §§ 478, 445a, 445b50 bzw. §§ 445c, 327 Abs. 5, 327u 
BGB) stehen uns neben den Mängelansprüchen uneingeschränkt zu. Wir sind insbesondere 
berechtigt, genau die Art der Nacherfüllung (Nachbesserung oder Ersatzlieferung) vom 
Lieferanten zu verlangen, die wir unserem Abnehmer im Einzelfall schulden; bei Waren 
mit digitalen Elementen oder sonstigen digitalen Inhalten gilt dies auch im Hinblick auf die 
Bereitstellung erforderlicher Aktualisierungen. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 
BGB) wird hierdurch nicht eingeschränkt. 

 
(21) Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten Mangelanspruch (einschließ-

lich Aufwendungsersatz gem. §§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2, 3, 6 S. 2, 475 Abs. 4 BGB) an-
erkennen oder erfüllen, werden wir den Lieferanten benachrichtigen und unter kurzer 
Darlegung des Sachverhalts um schriftliche Stellungnahme bitten. Erfolgt eine substantiier-
te Stellungnahme nicht innerhalb angemessener Frist und wird auch keine einvernehmliche 
Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns tatsächlich gewährte Mangelanspruch als unse-
rem Abnehmer geschuldet. Dem Lieferanten obliegt in diesem Fall der Gegenbeweis. 

 



            

 - 10 -

(22) Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn die mangelhafte Ware 
durch uns, unseren Abnehmer oder einen Dritten, z. B. durch Einbau, Anbringung oder In-
stallation, mit einem anderen Produkt verbunden oder in sonstiger Weise weiterverarbeitet 
wurde. 

 
(23) Der Lieferant stellt uns gegenüber sämtlichen Ansprüchen Dritter frei, die auf einem Man-

gel aus dem Leistungsbereich des Lieferanten beruhen. Der Lieferant hat alle durch einen 
Mangel entstehenden Kosten einschließlich etwaiger Rückrufkosten zu übernehmen. 

 
(24) Soweit im Vorstehenden nicht abweichend geregelt, richtet sich die Sachmängelhaftung 

des Lieferanten nach den gesetzlichen Vorschriften.  
 

§ 8 
 

Produkthaftung und Haftpflichtversicherungsschutz 
 
(1) Der Lieferant haftet uns gegenüber nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

 
(2) Werden wir auf Grundlage des Produkthaftungsgesetzes oder auf Grundlage anderer Vor-

schriften wegen eines Produktfehlers von Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genom-
men, so hat der Lieferant uns von Ansprüchen auf Schadensersatz, auch hinsichtlich von 
Schäden durch erforderlichen Rückruf, Nachrüstung, Aus- und Einbau, freizustellen, wenn 
und soweit die Schäden auf einen Fehler der vom Lieferanten gelieferten Ware zurückzu-
führen sind. In den Fällen verschuldensunabhängiger Haftung gilt dies jedoch nur dann, 
wenn den Lieferanten ein Verschulden trifft. Liegt die Ursache eines solchen Schadens im 
Verantwortungsbereich des Lieferanten, trägt er insoweit die Beweislast, dass er nachwei-
sen muss, dass ihn kein Verschulden trifft. Der Lieferant hat in diesen Fällen auch alle Kos-
ten und Aufwendungen, einschließlich der Kosten einer etwaigen Rechtsverfolgung, zu 
tragen. 

 
(3) Wir und der Lieferant werden uns bei der Rechtsverteidigung gegenseitig unterrichten und 

unterstützen. 
 

(4) Vor einer Rückrufaktion, die ganz oder teilweise Folge eines Mangels des vom Lieferanten 
gelieferten Vertragsgegenstandes ist, werden wir den Lieferanten unterrichten, ihm die 
Möglichkeit zur Mitwirkung geben und uns mit ihm über eine effiziente Durchführung aus-
tauschen, es sei denn, die Unterrichtung oder Beteiligung des Lieferanten ist wegen beson-
derer Eilbedürftigkeit nicht möglich. Soweit eine Rückrufaktion Folge eines Mangels des 
vom Lieferanten gelieferten Vertragsgegenstandes ist, trägt der Lieferant die Kosten der 
Rückrufaktion. 

 
(5) Der Lieferant ist verpflichtet zur Absicherung seiner Verpflichtungen aus dem Lieferver-

hältnis zu uns eine Betriebshaftpflicht- und Produkthaftpflichtversicherung einschließlich 
Rückrufrisikos in ausreichender Höhe mit einer angemessenen Deckungssumme (mind. 3 
Mio. Euro) für Sach- und Personenschäden abzuschließen und diese mindestens 15 Jahre 
über die Lieferung hinaus aufrecht zu erhalten. Der Lieferant hat uns auf Aufforderung, 
ohne Aufforderung jährlich, spätestens bis zum 31. Januar eines jeden Jahres, den Ab-
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schluss einer solchen Versicherung schriftlich nachzuweisen. Weitergehende Schadenser-
satzansprüche unsererseits bleiben vorbehalten. 

 
§ 9 

 
Rücktritts- und Kündigungsrecht 
 
(1) Wir sind über die gesetzlichen Rücktrittsrechte hinaus zum Rücktritt vom Vertrag berech-

tigt, wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des Lieferanten 
eintritt oder einzutreten droht und hierdurch die Erfüllung einer Lieferverpflichtung gegen-
über uns gefährdet ist. 

 
(2) Wir sind weiter zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt, wenn 
 

a) beim Lieferanten der Tatbestand der Zahlungsunfähigkeit eintritt, 
b) der Lieferant seine Zahlungen einstellt,  
c) beim Lieferanten der Tatbestand der drohenden Zahlungsunfähigkeit gemäß § 18 In-

sO eintritt oder sich eine Überschuldung des Lieferanten abzeichnet, 
d) vom Lieferanten über das Vermögen oder den Betrieb des Lieferanten die Eröffnung 

eines Insolvenzverfahrens oder eines vergleichbaren Verfahrens zur Schuldenbereini-
gung beantragt wird oder 

e) wenn die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Lieferanten 
mangels Masse abgewiesen wird. 

 
(3) Bei Vorliegen eines Dauerschuldverhältnisses finden die vorstehenden Abs. (1) und (2) 

analog mit der Maßgabe Anwendung, dass anstelle des Rücktrittsrechts ein außerordentli-
ches fristloses Kündigungsrecht tritt. 

 
(4) Hat der Lieferant eine Teilleistung bewirkt, so sind wir zum Rücktritt vom ganzen Vertrag 

nur berechtigt, wenn wir an der Teilleistung kein Interesse haben. 
 
(5) Sofern wir aufgrund der vorstehenden vertraglichen Rücktritts- bzw. Kündigungsrechte 

vom Vertrag zurücktreten oder ihn kündigen, hat der Lieferant die uns hierdurch entstehen-
den Schäden zu ersetzen, es sei denn, er hat die Entstehung der Rücktritts- bzw. Kündi-
gungsrechte nicht zu vertreten. 

 
(6) Gesetzliche Rechte und Ansprüche werden durch die in diesem § 10 enthaltenen Regelun-

gen nicht eingeschränkt. 
 

§ 10 
 

Schutzrechte und Haftung für Rechtsmängel 
 
(1) Der Lieferant sichert zu und haftet dafür, dass durch die Benutzung der von ihm gelieferten 

Waren keine in- oder ausländischen Patente oder sonstigen gewerblichen Schutzrechte ver-
letzt werden und sie frei von sonstigen Rechten Dritter sind. Er garantiert uns die uneinge-
schränkte urheberrechtliche Erlaubnis ihres Gebrauches und Handels im In- und Ausland. 
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(2) Der Lieferant stellt uns von allen Ansprüchen frei, die an uns oder unsere Abnehmer wegen 

Verletzung eines in- oder ausländischen Schutzrechtes oder eines sonstigen Rechts gestellt 
werden und ersetzt uns alle Aufwendungen (u. a. Gerichts- und Anwaltskosten), die uns 
aus oder im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme mit einem Dritten notwendigerweise 
erwachsen. 

 
(3) Wenn der Verkauf und/oder die Nutzung der Liefergegenstände untersagt bzw. nach unse-

rer Beurteilung voraussichtlich untersagt wird, wird der Lieferant nach unserer Wahl und 
ausschließlich auf seine Kosten entweder uns das Recht verschaffen, die Ware auch weiter-
hin zu nutzen oder die Ware durch gleichwertige, fremde Schutzrechte nicht verletzende 
Ware ersetzen oder die Ware so abändern, dass sie nicht länger fremde Schutzrechte ver-
letzt oder die Ware entfernen und den Kaufpreis einschließlich der Transport-, Einbau-, 
Ausbau- und sonstiger damit verbundener Kosten erstatten. 

 
(4) Soweit im Vorstehenden nicht abweichend geregelt, richtet sich die Rechtsmängelhaftung 

im Übrigen nach den gesetzlichen Vorschriften, auch, soweit es sich um Teile handelt, die 
der Lieferant von Dritten bezogen hat. 

 
§ 11 

 
Fertigungsmittel, beigestelltes Material 
 
(1) Sofern wir die Fertigungskosten für Fertigungsmittel und Werkzeuge übernommen haben, 

gehen diese in unser Eigentum über. Sie verbleiben bis zur Auftragserledigung leihweise 
beim Lieferanten, wenn nichts anderes vereinbart ist. 

 
(2) Haben wir die Fertigungskosten anteilig übernommen, geht das Eigentum entsprechend 

anteilig auf uns über, es sei denn, dass wir einen Zahlungsausgleich zwischen den anteili-
gen und den Vollkosten vornehmen. 
 

(3) Beigestelltes Material und Fertigungsmittel, Zeichnungen, Modelle, Muster, Werkzeuge 
und dergleichen bleiben unser Eigentum und sind uns, sobald sie zur Ausführung der Be-
stellung nicht mehr benötigt werden, ohne Aufforderung sowie jederzeit auf Aufforderung 
kostenlos zurückzusenden. Sie sind auf Dauer vertraulich zu behandeln und ausschließlich 
zur Erbringung der bestellten Lieferungen und Leistungen zu verwenden. Insbesondere 
dürfen sie weder für andere Zwecke verwendet noch vervielfältigt oder Dritten zugänglich 
gemacht werden. Der Lieferant haftet für deren Untergang, Abhandenkommen, Ver-
schlechterung oder Beschädigung, soweit er dies zu vertreten hat. 

 
(4) Zur Verfügung gestelltes Material und Fertigungsmittel dürfen ohne unsere Genehmigung 

nicht an Dritte weitergegeben, veräußert, verpfändet oder in ähnlicher Weise verwendet 
werden.  
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§ 12 

 
Software 

 
An Software, die zum Produktlieferumfang gehört, einschließlich ihrer Dokumentation, 
haben wir das Recht zur Nutzung im gesetzlich zulässigen Umfang (§§ 69a ff. UrhG), das 
Recht zur Nutzung mit den vereinbarten Leistungsmerkmalen und in dem für eine ver-
tragsgemäße Verwendung des Produkts erforderlichen Umfang. Wir dürfen auch ohne aus-
drückliche Vereinbarung eine Sicherungskopie erstellen. 

 
§ 13 

 
Ausführen von Arbeiten 
 

Personen, die in Erfüllung des Vertrages Arbeiten auf unserem Werkgelände ausführen, 
haben die Bestimmungen der jeweiligen Betriebsordnung zu beachten. Die Haftung für Un-
fälle, die diesen Personen auf dem Werkgelände zustoßen, ist ausgeschlossen, soweit diese 
nicht durch vorsätzliche oder grob fahrlässige Pflichtverletzung unserer gesetzlichen Ver-
treter oder Erfüllungsgehilfen verursacht wurde. 
 

§ 14 
 

Übertagung von Rechten 
 

Ohne unsere schriftliche Zustimmung darf der mit uns abgeschlossene Vertrag weder ganz 
noch teilweise auf Dritte übertragen werden. Forderungen gegen uns können nur mit unse-
rer schriftlichen Zustimmung abgetreten werden. Dies gilt nicht, sofern das Rechtsgeschäft, 
das die Forderung begründet hat, für beide Teile ein Handelsgeschäft ist oder es sich beim 
Lieferanten um eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen handelt. 
 

§ 15 
 

Geheimhaltung 
 
(1) Abbildungen, Pläne, Zeichnungen, Berechnungen, Ausführungsanweisungen, Produktbe-

schreibungen und sonstigen Unterlagen sind ausschließlich für die vertragliche Leistung zu 
verwenden und nach Erledigung des Vertrags an uns zurückzugeben. Gegenüber Dritten 
sind die Unterlagen und Dateien geheim zu halten, und zwar auch nach Beendigung des 
Vertrags. Die Geheimhaltungsverpflichtung erlischt erst, wenn und soweit das in den über-
lassenen Unterlagen enthaltene Wissen allgemein bekannt geworden ist. Besondere Ge-
heimhaltungsvereinbarungen und gesetzliche Regelungen zum Geheimnisschutz bleiben 
unberührt. 
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(2) Vorstehende Bestimmung gilt entsprechend für Stoffe und Materialien (z. B. Software, 
Fertig- und Halbfertigprodukte) sowie für Werkzeuge, Vorlagen, Muster und sonstige Ge-
genstände, die wir dem Lieferanten zur Herstellung beistellen. Derartige Gegenstände sind 
– solange sie nicht verarbeitet werden – auf Kosten des Lieferanten gesondert zu verwahren 
und in angemessenem Umfang gegen Zerstörung und Verlust zu versichern. 

 
(3) Der Lieferant verpflichtet sich, keine Maßnahmen zu ergreifen, die auf die Analyse, Nach-

ahmung oder sonstige Untersuchung der Struktur, Funktionalität oder technischen Details 
der Vertraulichen Informationen abzielen (Reverse Engineering). Dies umfasst insbesonde-
re die Entschlüsselung, Dekompilierung oder Disassemblierung von Software, Algorith-
men, Geschäftsgeheimnissen oder anderen geschützten Materialien, die im Rahmen der 
Geschäftsbeziehung offengelegt werden.  

 
  

§ 16 
 

Referenzen 
 
Der Lieferant darf auf Geschäftsbeziehungen mit uns in seiner Werbung oder in sonstigen Äuße-
rungen gegenüber der Öffentlichkeit oder Behörden nur dann hinweisen, wenn wir dies zuvor 
schriftlich genehmigt haben, es sei denn, dass diese Äußerungen aufgrund zwingender rechtli-
cher Vorschriften geboten sind. 
 

§ 17 
 

Gerichtsstand, Erfüllungsort und anwendbares Recht 
 
(1) Erfüllungsort für alle Lieferungen und Leistungen des Lieferanten ist die von uns angege-

bene Versandadresse. Falls eine solche fehlt und sich auch nicht aus den Umständen ergibt, 
ist der Erfüllungsort unser Geschäftssitz. 

 
(2) Ist der Lieferant Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffent-

lich-rechtliches Sondervermögen, ist unser Geschäftssitz ausschließlicher Gerichtsstand; 
wir sind jedoch berechtigt, den Lieferanten auch an seinem Wohnsitzgericht zu verklagen. 

 
(3) Für alle Rechtsbeziehungen zwischen den Parteien gilt ausschließlich deutsches Recht un-

ter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG) und des Internationalen Privatrechts. 
 

§ 18 
 

Salvatorische Klausel 
 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Allgemeinen Einkaufsbedingungen rechtsunwirksam sein 
oder werden, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hierdurch nicht beeinträchtigt.  
 


